Teil V Argumentation 02


ARGUMENTATION
Nr. 02
Nur für den Gebrauch in den Mitgliedsverbänden des LSK
Einheitsbewertung von Kleingartenland und Gartenlauben
(Grundsteuer B) von Kleingartenpächtern

1. Vorbemerkungen

Der gegenwärtige Stand zur Erhebung der Grundsteuer „B“ für Kleingartenland und Lauben ist, dass die Bewertungsreferenten der Finanzministerien aller Bundesländer in ihrer Beratung vom 16.-18. Juni 1997 den Vorschlägen des Landesverbandes Sachsen der Kleingärtner und der anderen neuen Länder auf der Grundlage des Gutachtens von Dr. Mainczyk nicht gefolgt sind und die Bedingungen, wie sie in der Richtlinie vom 18. März 1993 festgelegt sind, auch weiterhin beibehalten werden.

Das bedeutet für unsere Mitgliedsverbände, dass eine neue Welle von Grundsteuerabgabebescheiden erfolgen wird.

Trotz dieser Entscheidung wird der Vorstand des LSK die Arbeit auf diesem Gebiet fortsetzen, um eine für das Kleingartenwesen im Lande Sachsen günstige Variante auszuhandeln. Auch die zentrale Arbeitsgruppe des BDG wird sich dieser Problematik weiter annehmen.

2. Vorschlag des Sächsischen Staatsministeriums

Die Bewertungsreferenten haben einen Vorschlag erarbeitet, um die Bodenwerte für Kleingartenflächen, die dem Grundvermögen zuzuordnen sind und bei denen in absehbarer Zeit keine Nutzungsänderung anzunehmen ist, auf folgende Höchstwerte nach Wertverhältnissen vom 01.01.1935 zu begrenzen.


a) für Großstädte Chemnitz, Dresden und Leipzig

3,- DM/ m²


b) für die übrigen Städte




2,- DM/ m²


c) für die verbleibenden Gemeinden



1,- DM/ m²

Auf diese Höchstwerte ist entsprechend des Erlasses vom 18. März 93 unter Punkt Tz.: 3.2. ein Abschlag i.H. v. 20 v.H. anzuwenden, um den Beschränkungen, denen die Kleingartenflächen unterliegen, angemessen Rechnung zu tragen.

Soweit im Einzelfall ein objektiv niedrigerer Bodenwert als o.g. nach Wertverhältnissen vom

01. Januar 1935 vorliegt, ist dieser der Einheitswertermittlung zugrunde zu legen.

Dieser Vorschlag ist nur im Land Sachsen aktuell und gilt nicht für die Kleingärtnervereine anderer Bundesländer.

3. Verhaltensweisen für die Vereine und Mitgliedsverbände des LSK, wenn 

    Grundsteuerabgabebescheide ergehen:

Grundsätzlich gilt, dass ein Grundsteuerabgabebescheid mit der Grundsteuer B eine „Einzelbesteuerung“ ist und den Einzelnen auch zugehen muss. Ergeht solch ein Bescheid an einen Verein oder an einen Zwischenpächter, dann ist dieser mit o.g. Begründung zurückzuweisen.

Des Weiteren müssen in diesen Bescheiden folgende Angaben enthalten sein:

•
Adressat (Kleingärtner)

•
Parzellengröße

•
Einheitswertberechnung

•
Grundsteuermesszahl

•
Hebesatz der jeweiligen Kommune

•
Endsumme

•
Rechtsmittelbelehrung

Sind diese Angaben nicht enthalten, ist ebenfalls Einspruch einzulegen.

Ein weiteres Einspruchsrecht besteht, wenn die Bescheide die Rückforderung der Grundsteuer „B“ für die Zeit vor dem 01. Mai 1994 verlangen, da die Überwälzung öffentlich-rechtlicher Lasten auf Kleingartenanlagen erst ab diesem Zeitpunkt möglich ist. (Bundeskleingarten-Änderungsgesetz, Art. 4)

Es ist zu empfehlen, die Flächenbewertung exakt zu prüfen, da die Grundstücksgrenzen von Eigentümerflächen sehr unterschiedlich verlaufen und mitunter durch Lauben gehen. Stellt man auch hierbei Mängel fest, sollte man diesem widersprechen.

Oftmals ist es so, dass der private Verpächter direkt diesen Grundsteuerabgabebescheid erhält und diesen auf den Kleingärtnerverein umlegt. Sollten Verstöße in den Bescheiden sichtbar werden, ist der private Verpächter darauf aufmerksam zu machen, um den Pächter vor Schaden zu bewahren. (Beachte auch die Argumentation 01)

Bei Bescheiden von Kommunen ist zu prüfen, ob sie gleichzeitig als Gläubiger und Schuldner auftreten können. (Beachte dabei BKleingG, 8. Auflage, § 5, Randnotiz 42, 45, 46, 46 a - h)

Wir bitten die Mitgliedsverbände um Informationen auf diesem Gebiet, damit dem LSK Beispiele vorliegen, um die Bedingungen im Interesse der Kleingärtner zu ändern.
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